


















fahren ausgesetzt sei. Genannt wurde die Standsicherheit, der Erddruck, die

Feuchtigkeitsschäden durch Niederschlagswasser, sowie Gefahren durch

Gießwasser und Sickerwasser. Damit haben sie gemäß § 3 Z 5 Bgld. BauG

subjektiv-öffentliche Einwendungen gegen das Bauvorhaben vorgebracht.

Gemäß § 18 Abs. 10 Bgld. BauG 1997 hat die Baubehörde die Baubewilli­

gung erforderlichenfalls unter Auflagen zu erteilen, sofern die Prüfung des

Bauvorhabens ergeben hat, dass die gemäß § 3 leg. cit. maßgeblichen bau­

polizeilichen Interessen nicht verletzt werden. Es kann zwar ein den maß­
geblichen baupolizeilichen Interessen gemäß § 3 Bgld. BauG 1997 entgegen­

stehendes Bauvorhaben nicht durch Auflagen zulässig gemacht werden

(VwGH 7. März 2000,99/05/0162,31. März 3005, 2002/05/0751), die Bau­
behörde hat aber danach zu trachten, dass durch (zulässige) Projektände­

rung (Projektmodifikation) oder durch Vorschreibung von Nebenbestimmun­

gen, insbesondere Auflagen, das Vorhaben an die gesetzlichen Erfordernisse

angepasst wird (vgl. Pallitsch/Pallitsch, Burgenländisches Baurecht, 2. Aufla­

ge, Seiten 231 f; VwGH 11.05.2010, 2009/05/0053)

In seinem Erkenntnis vom 21. Oktober 1974, Sig. N.F. Nr. 8685/A, hat der

Verwaltungsgerichtshof ausgesprochen, dass unter "Bedingungen und Aufla­

gen" nur solche verstanden werden, welche am Bauvorhaben nichts wesent­

liches ändern, also seine Identität bestehen lassen. (vgl. Hauer, Der Nachbar

im Baurecht2
, S. 85)

Solche Auflagen dürfen keinesfalls das eingereichte Projekt in wesentlichen

Teilen oder hinsichtlich des Verwendungszweckes ändern. Aus § 18 Abs. 10
Bgld. BauG ergibt sich auch, dass ein den maßgeblichen baupolizeilichen In­

teressen gemäß § 3 leg. cit. entgegenstehendes Bauvorhaben nicht durch

Auflagen zulässig gemacht werden kann (VwGH 07.03.2000, 99/05/0162).

Auflagen müssen (auch in technischer Hinsicht) tatsächlich durchführbar

sein, ihre Erfüllung darf nicht unmöglich sein und die Einhaltung muss jeder­

zeit und aktuell überprüfbar sein. Es muss jederzeit überprüfbar sein, ob ein

bestimmtes Verhalten als Einhalten der Auflage zu deuten ist. Diesem Kon­

kretisierungsgebot wird die Auflage, dass im Anschüttungsbereich eine funk­

tionsfähige vertikale Abdichtung herzustellen ist, nicht gerecht. Es ist weder

der Anschüttungsbereich (Länge entlang der Mauer des Wohnhauses
noch die Höhe der Anschüttung definiert. Vom Sachverständigen wurde zwar

eine Anschüttungshöhe von 27 cm bis 36 cm festgestellt. Es ist jedoch nicht
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eruierbar, an welchen Punkten der Gartenfläche diese Höhe gemessen wur­

de. Aus dem im Akt auf Seite 129 befindlichen Foto ist ersichtlich, dass das

Gelände bis unter die erste Schalsteinreihe abgetragen wurde. Darunter ist

teilweise der bestehen gebliebene Betonflöz ersichtlich. Im weiteren Verfah­

ren ist daher von diesem Niveau ausgehend, die Anschüttungshöhe entlang

der Mauer des Wohnhauses vom Herrn und Frau zu bestimmen. Die

Höhe ist insofern auch zweifelhaft, als auf dem vorgelegten Bauplan zwei

Reihen von Löffelsteinen vorgesehen waren, auf den Fotos jedoch drei Rei­

hen ersichtlich sind. Warum bei der mündlichen Verhandlung am 06.12.2013

vom ehemaligen Lehm-Bodenniveau der Scheune ausgegangen wurde, ist

aus dem Akt nicht ersichtlich, auch in den Plänen ist diese Höhe nicht ver­

merkt.

Auf Grund der im Verwaltungsverfahren herrschenden Offizialmaxime hat die

Behörde den für die Entscheidung maßgeblichen Sachverhalt von Amts we­

gen festzustellen (vgl. die bei Hengstschläger/Leeb, Rz 19 zu § 39 AVG zi­

tierte hg. Rechtsprechung). Sie hat im Sinn des § 39 AVG in der Regel einen

Sachverständigen beizuziehen, wenn ihr dies notwendig erscheint .. Haupt­

sächlich wird das dann der Fall sein, wenn Fachfragen zu beurteilen sind, für
die Kenntnisse und Erfahrungen notwendig sind, die außerhalb des engeren

Berufskreises der entscheidenden Organe liegen (vgl. dazu die bei Wal­

ter/Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 12 (1998) E 20 zu § 52 AVG zi­

tierte hg. Rechtsprechung). Bei dem Gutachten eines Sachverständigen im

Sinn des § 52 AVG handelt es sich um ein Beweismittel, das gemäß
§ 45 Abs. 2 AVG der freien Beweiswürdigung durch die Behörde unterliegt

(vgl. die bei Hengstschläger/Leeb, a.a.O., Rz 61 zu § 52 AVG zitierte hg. Ju­

dikatur). Die Behörde hat das Gutachten daher auf seine Vollständigkeit, auf
Freiheit von Widersprüchen sowie insbesondere auf seine Schlüssigkeit, das

heißt darauf hin zu überprüfen, ob es den Denkgesetzen und den Erfahrun­
gen des täglichen Lebens entspricht. Aus den oben angeführten Gründen ist

die Schlüssigkeit der Schlussfolgerungen bzw. Erhebungen über die An­

schüttungshöhe der Erde nicht gegeben. Der Sachverständige hat auch auf­

grund seiner Fachkunde die für den Bereich der Aufschüttung notwendigen

Maßnahmen zur Isolierung der Mauer des Wohnhauses . konkret dar­

zulegen.

Gemäß § 28 Abs. 3 Satz 2 VwGVG kann das Verwaltungsgericht den ange­

fochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlas­

sung eines neuen Bescheides an die Behörde zurückverweisen, wenn die Be-
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